
Dazu darf es nicht kommen, denn 
der Basistarif schwächt die finanzielle 
Ausstattung des gesamten Gesund-
heitswesens mit entsprechenden Fol-
gen für alle – dies umso stärker, je 
mehr Personen im Basistarif versi-
chert sind. 
Da die Vergütung nur auf GKV-
Niveau erfolgt, stehen den Ärzten 
und Krankenhäusern von diesen 

„Privatpatienten“ keine zusätzlichen 
Einnahmen für die Modernisierung 
ihrer Einrichtungen zur Verfügung.

Geringe Attraktivität 
für die Versicherten
Der Basistarif-Versicherte stellt sich 
nicht besser als ein gesetzlich Versi-
cherter – mit allen sich daraus erge-
benden Konsequenzen: keine garan-
tierten Leistungen, nur begrenzte 
Teilnahme am medizinischen Fort-
schritt, keine freie Krankenhauswahl 
usw.

Noch geringere Attraktivität 
für Ärzte
Die Vergünstigungen in den Arzttari-
fen der klassischen PKV-Welt (nied-
rige Beiträge aufgrund von Eigenbe-
handlung und kostengünstiger Kolle-
genbehandlung) finden im Basistarif 
keinen Niederschlag. Es gibt keinen 
Spezial-Basistarif für Ärzte.
Fazit: Hohe Beiträge für niedrige 
Leistungen!

Vor diesem Hintergrund kann das 
Interesse der Versicherten, der Ärzte 
und des gesamten Gesundheitswe-
sens nur sein, möglichst wenige Per-
sonen im Basistarif zu versichern. Er 
wird sich lediglich als Auffangbecken 
für bisher Nichtversicherte und – 
wegen der Beitragskappung – für 
Hilfebedürftige etablieren.

Für alle anderen Kunden bzw. Inter-
essenten werden auch im Jahr 2009 
und darüber hinaus die klassischen 
PKV-Tarife die erste Wahl darstellen. 
Denn das klassische PKV-Geschäfts-
modell hat sich bewährt und ist 
zukunftssicher. Seine Vorteile, die nur 
die PKV bieten kann, werden ver-
stärkt in den Fokus der Öffentlichkeit 
treten:

Lebenslange Leistungsgarantie•	
Individuelle Gestaltung des Versi-•	
cherungsschutzes
Freie Arzt- und Krankenhauswahl•	
Spontane Teilnahme am (kostenin-•	
tensiven) medizinischen Fortschritt
Versorgung mit Innovationen•	
Budgetfreie, rationierungsfreie •	

„Zone“
Erfolgsabhängige Beitragsrücker-•	
stattung

Vor diesem Hintergrund stellt zum 
Beispiel die INTER als berufsständi-
scher Versicherer der Ärzte insbeson-
dere die Interessen ihrer Gruppenver-

sicherungspartner, zu denen auch 
die Sächsische Landesärztekammer 
gehört, in den Vordergrund. 
So ist die PKV ein Garant für Wahl-
freiheit und Selbstbestimmung im 
Gesundheitswesen.
Ohne die in den klassischen Tarifen 
versicherten Personen stehen dem 
Gesundheitssystem rund 10 Mrd. 
Euro p.a. weniger zur Verfügung. 
Wenn dieses Geld im System fehlt, 
wird sich das für alle Versicherten – 
gesetzlich und privat Versicherte – 
spürbar negativ auswirken. 
Ganz obendrein ist die PKV durch die 
Bildung von Alterungsrückstellungen 
auch noch generationengerecht finan
ziert.
Die demographische Entwicklung, 
die Überalterung der Bevölkerung 
wird mehr und mehr zum Hauptpro-
blem der GKV, die auf der Basis des 
Umlageverfahrens arbeitet und keine 
Rückstellungen bildet. Die GKV wird 
alleine von daher bereits kurz- bis 
mittelfristig Leistungen massiv kür-
zen, rationieren und budgetieren 
müssen. Das Hauptziel der letzten 
Gesundheitsreform (GKV-WSG), 
nämlich eine nachhaltige Finanzie-
rung der GKV zu sichern, wurde 
nicht einmal ansatzweise erreicht.

Bernd Jansen
Vorstandsvorsitzender der 

INTER Krankenversicherung aG
Erzbergstraße 9 – 15, 68165 Mannheim
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Fachtagung  
„Hinsehen –  
und dann?“ 

Psychische Folgen häuslicher Ge
walt und erstes Treffen „Trauma
netz Sachsen“

Genau hinsehen, fachlich handeln 
und Betroffenen helfen waren inhalt-
liche Schwerpunkte und Zielstellung 
einer Fachtagung zum Thema „Psy-
chische Folgen häuslicher Gewalt“ 
am 5. September 2008 im Deutschen 
Hygienemuseum Dresden. Die Kli-
nik und Poliklinik für Psychothe-
rapie und Psychosomatik des 
Dresdner Universitätsklinikums 
Carl Gustav Carus und das Säch-

sische Staatsministerium für Sozi-
ales luden Fachkräfte aus dem 
Gesundheitswesen sowie aus Thera
pie-, Hilfs- und Beratungseinrichtun-
gen ein, um über Hintergründe, Ursa
chen, Folgen und aktuelle Betrof
fenenzahlen zu informieren. Erfreu
licherweise nutzten über 260 Teil-
nehmer der verschiedensten Profes-
sionen aus ganz Sachsen die 
Gelegenheit zum kollegialen Aus-
tausch und zur Bekräftigung weite-
ren Handlungs- und Forschungsbe-
darfs. 

Rahmenbedingungen im 
Gesundheitswesen 
Die Sächsische Staatsministerin für 
Soziales, Christine Clauß, eröffnete 
die Tagung und machte eindringlich 

auf die größer werdende politische 
Bedeutung des Themas „häusliche 
Gewalt“ aufmerksam. Sachsenweit 
gibt es 18 Frauen- und Kinderschutz-
einrichtungen, sieben Interventions- 
und Koordinierungsstellen und drei 
Täterberatungsstellen. In den sächsi-
schen Interventions- und Koordinie-
rungsstellen wurden 2007 1099 
Opfer häuslicher Gewalt beraten. 
95,5 Prozent waren Frauen. Die säch-
sische Polizei registrierte im Jahr 
2007 insgesamt 1.790  Fälle von 
Straftaten im häuslichen Umfeld. Hier 
waren 82 Prozent der Opfer Mäd-
chen und Frauen. Als oftmals erste 
Ansprechpartner für Opfer häuslicher 
Gewalt kommt Ärzten eine beson-
ders wichtige Rolle im Hilfesystem 
für Betroffene zu. Doch obwohl jede 
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fünfte in Deutschland lebende Frau 
im Laufe ihres Lebens häusliche 
Gewalt erleidet, berücksichtigt das 
deutsche Gesundheitssystem die 
damit einhergehenden gesundheitli-
chen Folgen bislang zu wenig.

Prof. Dr. med. Detlev Michael Alb-
recht, Medizinischer Vorstand des 
Universitätsklinikums Carl Gustav 
Carus Dresden, zeigte sich bei seiner 
Begrüßung der Tagungsgäste vom 
großen Interesse und von der Inter-
disziplinarität des Publikums beein-
druckt. Er unterstrich die Anstren-
gungen des Universitätsklinikums, 
die Aktivitäten des „Traumanetz 
Sachsen“ nach Kräften unterstützen 
zu wollen. Prof. Dr. med. Peter Jor-
aschky, Direktor der Klinik und Poli-
klinik für Psychotherapie und Psycho-
somatik, schloss die Tagungseröff-
nung. Er fokussierte die Bedeutung 
des Themas Gewalt für die Entste-
hung von physischen und psychi-
schen Krankheiten. 

Möglichkeiten der Sensibilisierung 
des Gesundheitssystems
Begegnet wurde diesem Problem in 
Deutschland erstmals vor fünf Jahren, 
als das S.I.G.N.A.L.-Interventionspro- 
gramm seine Arbeit aufnahm. In die-
sem Modellprojekt wurde am Berli-
ner Universitätsklinikum Charité die 
Fortbildung pflegerischen und medi-
zinischen Fachpersonals zum Um
gang mit Opfern häuslicher Gewalt 
erfolgreich erprobt. In ihren Vorträ-
gen schilderte die wissenschaftliche 
Leiterin dieseses Projektes, Hildegard 
Hellbernd, mit welchen gesundheitli-
chen Folgen Opfer häuslicher Gewalt 
konfrontiert sind, was sich für Anfor-
derungen an das Gesundheitssystem 
ergeben und welche Erfahrungen im 
S.I.G.N.A.L.-Interventionsprogramm 
gesammelt worden sind.

Psychische Gewaltfolgen 
Die psychischen Folgen häuslicher 
Gewalt und anderer Traumata erläu-
terte der begeistert aufgenommene 
Vortrag von Lutz-Ullrich Besser, Trau-
matherapeut und Leiter des Trauma-
zentrums Niedersachsen (ZPTN). 
Lutz-Ullrich Besser, einer der Pioniere 
der Traumatherapie in Deutschland, 
unterstrich die Wichtigkeit gezielten 

und fachgerechten Handels, um eine 
Chronifizierung des Leidens der Be
troffenen zu verhindern. Neurobiolo-
gisches und bindungstheoretisches 
Wissen hilft die komplexe Sympto-
matik des Ausblendens oder Isolie-
rens von Erinnerungsanteilen zu ver-
stehen (dissoziative Anteile). Diese 
Erinnerungsanteile werden dadurch 
zwar zunächst weggeschoben (ein-
gefroren), können so aber ein Eigen-
leben führen. Kleine Erinnerungskon-
frontationen im Alltag eines Men-
schen aktivieren sie ohne eindeuti-
gen Zusammenhang. Gerade dadurch 
wird die Katastrophe des Traumas 
immer wieder neu aktualisiert. Sol-
che Reaktionen gemeinsam als „nor-
male Reaktion auf ein unnormales 
Ereignis“ zu verstehen, vorhandene 
Fähigkeiten und Stärken des Opfers 
wieder zu entdecken und nutzbar zu 
machen und sich den traumatischen 
Erlebnissen zu stellen, das heißt auch 
um Verlorenes zu trauern, ist Schwer-
punkt spezieller Therapie. Unter-
schätzt werden die Behandlungser-
folge, die dann möglich sind.
 
Verbesserung der 
Versorgungssituation in Sachsen
Der Nachmittag der Tagung widmete 
sich der Vernetzungsarbeit in der 
Versorgung traumatisierter Men-
schen, einer Initiative der Klinik und 
Poliklinik für Psychotherapie und  
Psychosomatik des Universitätsklini-
kums Carl Gustav Carus. Traumanetz 
Sachsen versteht sich als Hilfsmittel, 
um Betroffenen von traumatischen 
Ereignissen auf kurzem Weg fachge-
rechte Hilfe zukommen zu lassen. 
Eine Podiumsdiskussion mit Vertre-
tern der verschiedenen Arbeitsberei
che von „Traumanetz Sachsen“ und 
anschließende Arbeitsgruppen als 
Diskussionsforen zu den Themen 
häusliche Gewalt, Kinder, Unfall und 
Gewaltverbrechen, psychosozialer Not
fall, Migration und Opfer rechtsext-
remer Gewalt erarbeiteten Perspekti-
ven und Horizonte für eine gewinn-
bringende Netzwerkarbeit. Für die 
effiziente Hilfe und um eine Chroni-
fizierung des Leidens der Betroffenen 
zu verhindern, ist es wichtig, dass die 
einzelnen Netzwerkteilnehmer über 
die Arbeit und Möglichkeiten der 
anderen Netzwerkteilnehmer infor-

miert sind. Hierfür steht die Internet-
seite www.traumanetz-sachsen.de 
als Informationsplattform und Daten-
bank sowohl für Betroffene als auch 
für Helfer zur Verfügung.

Modellprojekt
Geplant sind weitere Netzwerktref-
fen und konkrete themenspezifische 
Projekte. Ein Modellprojekt häusliche 
Gewalt betreffend „Hinsehen – Er
kennen – Handeln (aktive Hilfen) im 
Gesundheitssystem“ konnte bereits 
am 1. August 2008 seine Arbeit auf-
nehmen. Durchgeführt und wissen-
schaftlich begleitet wird das Projekt 
durch die Klinik und Poliklinik für 
Psychotherapie und Psychosomatik 
und das Institut für Rechtsmedizin 
der Medizinischen Fakultät Carl Gus-
tav Carus der TU Dresden. Das Pro-
jekt wird vom Sächsische Staatsmi-
nisterium für Soziales gefördert und 
von der Gesellschaft für Wissens- 
und Techniktransfer der TU Dresden 
(GWT-TUD GmbH) unterstützt. Ziel 
ist, Fachkräften im Gesundheitswe-
sen (Ärzte, Pflegekräfte, Hebammen, 
usw.) die Angst zu nehmen, im Ver-
dachtsmoment nachzufragen und im 
Bedarfsfall in eine leitliniengerechte 
Beratung und Behandlung zu vermit-
teln. Sie sollen erkennen, dass Hinse-
hen keine Arbeit macht, wenn die 
bestehenden Hilfseinrichtungen be
kannt sind und genutzt werden.

Korrespondenzanschrift:
Universitätsklinikum Carl Gustav Carus

an der Technischen Universität Dresden
Klinik und Poliklinik für Psychotherapie und 

Psychosomatik
Dr. med. univ. Julia Schellong

Fetscherstraße 74
01307 Dresden
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